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Durchbruch bei der Gesundheitsreform

Die Koalitionsspitzen haben sich auf eine Re-
form des Gesundheitswesens verständigt. Wir
wollen ein gerechtes soziales, stabiles, wettbe-
werbliches und transparentes Gesundheitssys-
tem. Um unser Gesundheitssystem beneidet uns
die Welt. Das wollen wir auch für zu-künftige
Generationen erhalten.

Allerdings steht unser System vor den Heraus-
forderungen, die aus dem demografischen Wan-
del und dem medizinischen Fortschritt folgen.

Wir werden deshalb strukturelle Reformen im
System durchführen, die zu mehr Wettbewerb,
mehr Freiheit für den Einzelnen und weniger
Bürokratie führen.

Dazu gehören u. a. eine Honorarreform für den
ambulanten Bereich, eine Ausweitung der Kos-
tenerstattung, eine Reform der Selbstverwal-
tungsorgane, die Entwicklung einer Präventions-
strategie sowie der Ausbau der Gesundheits- und
Versorgungsforschung. Es wird zu Einsparungen
kommen und der Beitragssatz der Krankenkas-
sen wird wieder auf die Höhe angehoben, wie er
vor der Finanz- und Wirtschaftskrise war.

Um diese Krise besser meistern zu können, war
seinerzeit der Beitragssatz durch das Konjunk-
turpaket II abgesenkt worden, was nun wieder
rückgängig gemacht werden kann.

Darüber hinaus gibt es eine grundlegende Re-
form, in dem die unabdingbaren notwendigen
Ausgabensteigerungen im Gesundheitssystem
durch einen Zusatzbeitrag finanziert werden.

Dabei gibt es einen Finanzausgleich aus Steuer-
mitteln, der eine Überforderung des Einzelnen
vermeidet. Steuererhöhungen sind dazu nicht
notwendig.

Religionsfreiheit weltweit schützen

In dieser Woche werden wir im Plenum über
den Stand der Religionsfreiheit debattieren. Wie
notwendig das ist, zeigen die Erkenntnisse ver-
schiedener Forschungseinrichtungen, denen
zufolge die Religionsfreiheit in 64 Ländern der
Erde (70 Prozent der Weltbevölkerung) sehr
stark eingeschränkt oder gar nicht existent ist.

Besonders Christen sind dort, wo sie als Min-
derheit leben, von Einschränkungen und zum
Teil von Verfolgung betroffen. Aus diesem
Grund hat die christlich-liberale Koalition im
Koalitionsvertrag vereinbart, sich weltweit für
Religionsfreiheit einzusetzen und dabei ein be-
sonderes Augenmerk auf die Lage der christli-
chen Minderheiten zu legen.

Doch nicht nur durch Verfolgung, Gängelung
und Unterdrückung ist die Religionsfreiheit be-
droht. Zahlreiche muslimische Staaten stellen
zentrale Aspekte in Frage:

Insbesondere wird das Recht, seinen Glauben zu
wechseln, für seinen Glauben öffentlich zu wer-
ben und das Recht, seinen Glauben öffentlich zu
bekennen, durch diese Staaten negiert.

Große Sorge bereitet auch der Versuch der Or-
ganisation der Islamischen Konferenz (OIC), die
„Diffamierung von Religion“ völkerrechtlich zu
verbieten. Mit der Begründung, den Islam schüt-
zen zu wollen, soll die Meinungsfreiheit einge-
schränkt werden.

Das ist aus unserer Sicht nicht akzeptabel. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wirbt mit Nach-
druck weltweit für Religionsfreiheit.
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So hat noch vor kurzem eine Delegation unserer
Fraktion gemeinsam mit Kirchenvertretern und
Menschenrechtsexperten die Türkei besucht, um
sich vor Ort über die Lage der christlichen Min-
derheiten zu informieren.

Im neugegründeten Stephanuskreis treffen sich
zudem Abgeordnete der Fraktion, um sich für
Christen in Not einzusetzen.

Wirtschaftspolitik der Union führt Deutsch-
land aus der Krise

Die Nachfrage nach Arbeitskräften hält an und
erreicht nahezu das Niveau von Juni 2008, kurz
vor Beginn der Wirtschaftskrise.

Der Stellenindex der Bundesagentur für Arbeit
(BA-X) liegt mit 158 im Juni nur 4 Punkte nied-
riger als vor zwei Jahren.

Im Vergleich zu Juni 2009 liegt die Zahl der
Erwerbstätigen nun bei 40,2 Millionen (+0,1%).
Die Zahl der Arbeitslosen ist seit Mai um 88.000
auf 3,15 Millionen gesunken (saisonbereinigt -
21.000), gegenüber dem Vorjahr sind 257.000
Menschen weniger arbeitslos.

Die Arbeitslosenquote ist mit derzeit 7,5% er-
heblich geringer, als angesichts der wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen erwartet wurde.

(Quelle: Bundesagentur für Arbeit)

Zahl der Einbürgerungen rückläufig

Im vergangenen Jahr sind in Deutschland rund
96.000 Ausländerinnen und Ausländer einge-
bürgert worden.

Das waren zwar 1.500 Einbürgerungen mehr als
im Vorjahr (+1,7 Prozent), allerdings deutlich
weniger als im Durchschnitt der Jahre 2000 bis
2007 von jährlich rund 140.000 Fällen.

Seit Einführung des neuen Staatsangehörigkeits-
rechts im Jahr 2000 hat die Zahl der Einbürge-
rungen tendenziell abgenommen.

Rund 70 Prozent aller Eingebürgerten erwarben
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grundlage
des Paragrafen 10 Absatz 1 Staatsangehörig-
keitsgesetz.

Rechtliche Voraussetzung für die Einbürgerung
ist in diesen Fällen ein mindestens achtjähriger
rechtmäßiger Aufenthalt in Deutschland sowie
eine gültige Aufenthaltserlaubnis.

Am zweithäufigsten waren mit gut 10.000 Fällen
die Einbürgerungen von in Deutschland leben-
den ausländischen Ehegatten und minderjähri-
gen Kindern der oben genannten Personen, wel-
che schon nach kürzeren Zeiten eingebürgert
werden können.

An dritter Stelle standen Einbürgerungen von
Ausländerinnen und Ausländern mit einem deut-
schen Ehe- oder Lebenspartner (gut 7.500 Fälle),
an vierter Stelle Einbürgerungen von Auslände-
rinnen und Ausländern, die sich auf Dauer in
Deutschland niedergelassen haben (knapp 5.600
Fälle).

Die größte nationale Gruppe der Eingebürgerten
stellten 2009 – wie schon in den Jahren zuvor –
Menschen aus der Türkei mit gut 24.600 aller
Einbürgerungen (25 Prozent).

Danach folgten Einbürgerungen von Personen
aus dem ehemaligen Serbien und Montenegro,
aus dem Irak und Polen.

(Quelle: Statistisches Bundesamt)

Frühkindliche Bildung gewinnt an Stellen-
wert

In Deutschland nutzen immer mehr Kinder im
Alter von ein und zwei Jahren die Angebote von
Kitas und Tagespflege.

Durchschnittlich jeder fünfte Einjährige besuch-
te im vergangenen Jahr eine frühkindliche Bil-
dungseinrichtung oder wurde in Tagespflege
betreut, von den Zweijährigen waren es fast 40
Prozent.

Deutliche Unterschiede bestehen dabei zwischen
West und Ost. Während der Durchschnitt in den
westlichen Bundesländern 12,4 Prozent bei den
Einjährigen und 29,7 Prozent bei den Zweijähri-
gen betrug, nutzten in den ostdeutschen Bundes-
ländern 56,7 Prozent der Ein- und 77,8 Prozent
der Zweijährigen die Angebote von Kitas oder
Tagespflege.

(Quelle Bertelsmann Stiftung)


